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Der Link zum Recht
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Rechtslage 

Das Namensrecht enthält Vorschriften darüber, welchen Namen eine Person führen darf, inwiefern andere vom unbefugten Gebrauch dieses Namens auszuschliessen sind sowie die Voraussetzungen für eine Namensänderung.

Das vorliegende Merkblatt behandelt den Namen von natürlichen Personen (Vor- und Familienname). Daneben haben auch juristische Personen wie Vereine oder Stiftungen einen Namen. Kaufmännische Unternehmen (z.B. Aktiengesellschaften, GmbHs) führen dagegen keinen Namen, sondern eine sogenannte "Firma". Betreffend Namensänderungen von juristischen Personen besteht ein separates Merkblatt.
Bei natürlichen Personen hat der Name unterschiedliche Funktionen. Er soll zur Identifikation und Kennzeichnung beitragen und helfen, Personen voneinander zu unterscheiden. Das Recht am eigenen Namen bildet Bestandteil des Persönlichkeitsrechts und ist als Menschenrecht geschützt.

1. Namenserwerb
1.1
Erwerb des Vornamens
Der Vorname bildet zusammen mit dem Familiennamen den amtlichen Namen einer natürlichen Person. Sind die Eltern verheiratet, so geben sie ihrem Kind gemeinsam den Vornamen (Art. 301 Abs. 4 ZGB). Sind die Eltern nicht verheiratet, so entscheidet die Mutter über den Namen des Kindes, sofern sie die elterliche Sorge nicht gemeinsam mit dem Vater ausübt (Art. 37c Abs. 1 ZStV). Der Vorname ist dem Zivilstandsamt mit der Geburtsanmeldung mitzuteilen (Art. 37c Abs. 2 ZStV).
Bei der Wahl des Vornamens ist man nicht auf einen beschränkt, sondern kann in frei wählbarer Reihenfolge auch mehrere Vornamen bestimmen. Zudem sind beliebige Schreibweisen erlaubt, so etwa als unverbundene Doppelnamen (wie "Lee Anne") oder mit einem Bindestrich ("Lee-Anne"). 
Der Grundsatz der freien Vornamenswahl wird einzig dadurch eingeschränkt, dass mit der Namenswahl keine offensichtlichen Kindsinteressen verletzt werden dürfen. Die Rechtsprechung hat diesbezüglich konkretisiert, dass lächerliche, absurde oder unzweifelhaft dem anderen Geschlecht zugehörige Namen nicht zulässig sind (z.B. Van Vleck, Wiesengrund, Schmuki). Die Zivilstandsbehörden sind deshalb verpflichtet, solche Vornamen bei der Geburtsmeldung zurückzuweisen. Ferner dürften auch mehr als vier Vornamen wegen der Schwerfälligkeit der Aufzählung als Verletzung des Kindesinteresses gelten.
Adelstitel ("Fürst", "Baron", "Freiherr" etc.) gelten in der Schweiz nicht als Namensbestandteile und werden weder ins Zivilstandsregister noch in amtliche Ausweise eingetragen. Namenszusätze wie "von" und "de" sind hingegen eintragungsfähig.
1.2
Erwerb des Familiennamens bei der Eheschliessung/der Eintragung der Partnerschaft 
Seit dem 1. Januar 2013 ist ein neues Namensrecht für Ehepaare in Kraft. Demnach behalten die Ehegatten bei der Heirat ihren eigenen Ledignamen und begründen somit von Gesetzes wegen keinen gemeinsamen Familiennamen mehr. 
Es steht den Brautleuten aber offen, bei der Eheschliessung gegenüber dem Zivilstandsbeamten zu erklären, dass sie einen der Ledignamen als gemeinsamen Familiennamen tragen wollen (Art. 160 Abs. 2 ZGB). Damit einhergehend hat man mit der Gesetzesänderung die Möglichkeit zur Führung eines Doppelnamens ("Müller Meier") abgeschafft. Allerdings dürfen bereits bestehende Doppelnamen weitergeführt werden. 
Ehegatten, welche vor dem 1. Januar 2013 geheiratet haben und den Namen des anderen Ehegatten erhalten oder einen Doppelnamen gewählt haben, können ohne Einhaltung einer Frist auf dem Zivilstandsamt erklären, wieder ihren Ledignamen tragen zu wollen.

Der seit langem durch Gewohnheitsrecht zugelassene Allianzname bleibt weiterhin möglich, allerdings stellt er weder einen Familiennamen noch einen amtlichen Namen dar. Ein Allianzname entsteht bspw. wenn eine Frau Müller den Namen des Mannes Meier annimmt, ihren eigenen Namen aber mit einem Bindestrich getrennt dem Namen des Mannes anhängt ("Meier-Müller"). Ein solcher Allianzname ist für beide Ehegatten zulässig, ungeachtet ob der Ledignamen des anderen angenommen wurde. Es besteht auch das Recht, dass der Allianzname in Ausweisen aller Art, einschliesslich Pass, verwendet wird.
Gleiches gilt für die eingetragene Partnerschaft. So behalten die Partnerinnen und Partner bei der Eintragung der Partnerschaft ihren Namen (Art. 12a Abs. 1 PartG). Sie können allerdings gegenüber dem Zivilstandsbeamten erklären, dass sie den Ledignamen eines Partners bzw. einer Partnerin als gemeinsamen Namen tragen wollen (Art. 12a Abs. 2 PartG).

1.3
Erwerb des Familiennamens bei der Geburt
Der Familienname bestimmt sich bei Kindern grundsätzlich nach Familienzugehörigkeit bzw. Abstammung. Der Name wird bei der Geburt von den Eltern d.h. von der Mutter oder dem Vater erworben. Deshalb können Familiennamen auch über etliche Generationen zurückverfolgt werden. 

Sind die Eltern verheiratet und tragen sie einen gemeinsamen Familiennamen, erhält auch das Kind diesen Familiennamen (Art. 270 Abs. 3 ZGB). 

Allerdings ist es seit dem 1. Januar 2013 möglich, dass die beiden Ehegatten bei der Heirat ihren eigenen Namen behalten (Art. 160 Abs. 1 ZGB). Diesfalls haben sie bei der Eheschliessung gegenüber dem Zivilstandsbeamten zu erklären, welchen der beiden Ledignamen ihre Kinder tragen sollen (Art. 270 Abs. 1 ZGB).
Sind die Eltern bei der Geburt ihres Kindes hingegen nicht verheiratet, erhält es grundsätzliche den Ledignamen des Elternteils, dem die elterliche Sorge zusteht (Art. 270a Abs. 1 ZGB). Bei gemeinsamer elterlicher Sorge hingegen bestimmen die Eltern gemeinsam, welchen der Ledignamen das Kind tragen soll. Wird die gemeinsame elterliche Sorge erst nach der Geburt des ersten Kindes begründet, so können die Eltern innerhalb eines Jahres seit deren Begründung gegenüber dem Zivilstandsbeamten erklären, dass das Kind den Ledignamen des anderen Elternteils trägt (Art. 270a Abs. 2 ZGB).
Steht die elterliche Sorge keinem Elternteil zu, so erhält das Kind den Ledignamen der Mutter (Art. 270a Abs. 3 ZGB).
1.4
Änderung des Namens

Eine Namensänderung des Vor- oder Familiennamens kann bewilligt werden, wenn achtenswerte Gründe vorliegen. Solche liegen vor, wenn der Name seiner Trägerin oder seinem Träger Nachteile oder Unannehmlichkeiten bereitet oder sein Fortkommen (z. B. bei Bewerbungen oder Wohnungssuche) einschränkt. Die Gründe für eine Namensänderung dürfen dabei nicht belanglos sein, sondern müssen einsichtig erscheinen. Ob im konkreten Fall ein Grund für eine Namensänderung vorliegt, ist eine Ermessensfrage, die von der Behörde zu beantworten ist. Es gibt objektiv und subjektiv nachteilige Namen. Objektiv nachteilig sind Namen, die von der Allgemeinheit als z. B. lächerlich oder anstössig angesehen werden und die Namensträgerin oder den Namensträger dem Spott aussetzen würden. Subjektiv nachteilig sind Namen, die nur die namenstragende Person so empfindet und entsprechend ein persönlicher Grund für eine Änderung besteht.  

Seit dem 1. Januar 2022 kann zudem der Vorname in Bezug auf das Geschlecht geändert werden. Jede Person, die innerlich fest davon überzeugt ist, nicht dem im Personenstandsregister eingetragenen Geschlecht zuzugehören, kann die Änderung des eingetragenen Geschlechts erklären und dabei auch einen oder mehrere neue Vornamen in das Personenstandsregister eintragen lassen.

2. Namensschutz

Nach Art. 29 ZGB geniessen die Namen einer natürlichen Person gesetzlichen Schutz. Umfasst werden dabei die Familiennamen, die altrechtlichen Doppelnamen, die Allianznamen, sowie die Vornamen. Daneben sind auch die Namen der juristischen Personen des Zivilgesetzbuches, also die Vereins- und Stiftungsnamen, entsprechend schutzfähig.
Der Name einer natürlichen Person als Persönlichkeitsrecht wird namentlich gegen Namensbestreitungen und Namensanmassungen geschützt. Eine rechtswidrige Namensanmassung liegt etwa in der Führung eines Pseudonyms, das zu Verwechslungsgefahr führt oder darin, dass jemand Visitenkarten, Briefpapier oder eine E-Mail-Adresse mit dem Familiennamen eines bekannte Politikers verwendet und sich damit den falschen Anschein gibt, er sei ein Verwandter des Prominenten.
Mit der Klage auf Feststellung des Rechts auf den Namen nach Art. 29 Abs. 1 ZGB kann sich eine Person gegen die Bestreitung ihres Namensrechts wehren. Gemäss Art. 29 Abs. 2 ZGB ist es sodann möglich, auf Unterlassung einer sogenannten Namensanmassung zu klagen und allenfalls Schadenersatz zu verlangen. In der Praxis bedienen sich in der Regel vor allem juristische Personen dieser Abwehrrechte.
